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Jahrgang 1971 Ausgegeben am 5. Feber 1971 12. Stück

35. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 14/1970 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation

3 6 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 8/1970 des Gemeinsamen Rates, gefaßt
auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland

3 7 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 15/1970 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation

38. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 9/1970 des Gemeinsamen Rates, gefaßt
auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland

39. Kundmachung: Zwei weitere Beschlüsse des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation
und des Gemeinsamen Rates über Artikel 20

4 0 . Kundmachung: Abänderung des Artikels 25 Absatz (a) erster Unterabsatz der Satzung
des Europarates

4 1 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung
von Streitigkeiten durch Malta und Belgien

4 2 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über den Austausch von Kriegsbeschädigten
zwischen den Mitgliedsländern des Europarates zum Zwecke der ärztlichen
Behandlung durch Zypern

43. Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1968
4 4 . Kundmachung: Beitritt Swasilands zum Übereinkommen über das auf die Form letztwilliger

Verfügungen anzuwendende Recht

3 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971, mit der der Beschluß
Nr. 14/1970 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des
Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/

1960 in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 427/1970), verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 14/70

BESCHLUSS DES RATES Nr. 14/1970

(In der 32. gemeinsamen Sitzung am 19. No-
vember 1970 gefaßt)

ÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Über-
einkommens,

8 30
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BESCHLOSSEN:

1. Die Beilage I zum Anhang B des Überein-
kommens wird abgeändert. Bei der Position
28.56 ist in der Bezeichnung des Endproduktes
nachstehendes Wort wie folgt zu ersetzen:
(Bedarf keiner Abänderung im Wortlaut der
deutschen Übersetzung)

2. Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Kreisky

3 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971, mit der der Beschluß
Nr. 8/1970 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation
und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961 in der Fassung der Kundmachung

BGBl. Nr. 427/1970), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 8/70

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 8/1970

(In der 32. gemeinsamen Sitzung am 19. No-
vember 1970 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des EFTA-
Übereinkommens,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 14/1970 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 14/1970 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 35/1971 verlautbart

Kreisky
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3 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971, mit der der Beschluß
Nr. 15/1970 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des
Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/

1960 in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 35/1971), verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 15/70

BESCHLUSS DES RATES Nr. 15/1970

(In der 34. gemeinsamen Sitzung am 3. De-
zember 1970 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ARTIKELS 20 DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 20 Absatz 5 des Über-
einkommens,

mit Rücksicht darauf, daß in der 37. gemein-
samen Sitzung am 11. Dezember 1969 die Frist,
die in diesem Absatz vorgesehen ist, vom Rat
bis zum 31. Dezember 1970 erstreckt wurde,

BESCHLOSSEN:

I. Artikel 20 hat wie folgt zu lauten:

„ARTIKEL 20

1. Wenn im Gebiet eines Mitgliedstaates
(a) unvorhergesehene und ernste Schwierig-

keiten in einem bestimmten Wirtschafts-
zweig oder einer bestimmten Gegend auf-
treten oder aufzutreten drohen und

(b) zur Abhilfe Maßnahmen ergriffen werden
müssen, welche von diesem Übereinkom-
men oder von auf Grund dieses Überein-
kommens ergangenen Beschlüssen oder
Vereinbarungen abweichen,

so kann dieser Mitgliedstaat, falls er durch vor-
hergehenden Ratsbeschluß dazu ermächtigt wor-
den ist, vorübergehend solche Maßnahmen in
Übereinstimmung mit den Bedingungen ergrei-
fen, die der Rat in seinem Beschluß festlegen
kann. Der Rat hat diesen Beschluß so bald als
möglich zu fassen.

2. Solche Maßnahmen sind während eines Zeit-
raumes von höchstens 18 Monaten anzuwenden,
es sei denn, der Rat beschließt eine Verlängerung.

3. Falls es zur Vermeidung einer raschen Ver-
schlechterung der Lage unerläßlich ist, Maß-
nahmen sofort zu ergreifen, hat der Rat auf Er-
suchen des betroffenen Mitgliedstaates, unbe-
schadet späterer Ratsbeschlüsse, binnen 15 Tagen
nachdem ihm die Angelegenheit unterbreitet
wurde, zu beschließen, welche Maßnahmen die-
ser Mitgliedstaat sofort ergreifen kann. Das Er-
suchen hat die Dringlichkeit und Notwendig-
keit solcher Maßnahmen darzulegen.
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4. Ein Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß
Absatz 1 oder 3 dieses Artikels anwendet, be-
richtet dem Rat über die Anwendung und die
Auswirkungen dieser Maßnahmen. Der Rat kann
diese Maßnahmen jederzeit prüfen und Empfeh-
lungen machen, um schädigende Auswirkungen
dieser Maßnahmen zu mildern oder um dem be-
troffenen Mitgliedstaat bei der Überwindung
seiner Schwierigkeiten beizustehen.
5. Bei der Prüfung, welche Maßnahmen gemäß
Absatz 1 oder 3 dieses Artikels ergriffen werden
können, ist jenen der Vorzug zu geben, welche
die Verfolgung der Ziele der Assoziation und
die Aufrechterhaltung der Handelsvorteile der
anderen Mitgliedstaaten ermöglichen.
6. Die gemäß Absatz 1 oder 3 dieses Artikels
bewilligten Maßnahmen sind derart anzuwenden,
daß alle Mitgliedstaaten gleich behandelt werden,
es sei denn, der Rat faßt einen anderen Beschluß.

7. Ratsbeschlüsse gemäß Absatz 1 und 3 dieses
Artikels, die Einfuhrzölle, mengenmäßige Ein-
fuhrbeschränkungen und andere Maßnahmen
ähnlicher Wirkung betreffen, sowie Empfehlun-
gen gemäß Absatz 4 dieses Artikels sind mit
Stimmenmehrheit zu fassen."
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II. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1971 in
Kraft.

III. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Kreisky

38. Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971, mit der der Beschluß
Nr. 9/1970 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation
und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961 in der Fassung der Kundmachung

BGBl. Nr. 36/1971), verlautbart wird

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 9/70

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 9/1970

(In der 34. gemeinsamen Sitzung am 3. De-
zember 1970 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ARTIKELS 20 DES
ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 15/1970 1) ist auch
für Finnland bindend und auf die Beziehungen

1) Der Beschluß Nr. 15/1970 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 37/1971 verlautbart
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zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Kreisky

3 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971 betreffend zwei weitere
Beschlüsse des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation und des Gemeinsamen

Rates über Artikel 20

AUSZUG AUS DEM RATSPROTOKOLL EFTA/CJCSR 34/70 DER 34. GEMEIN-
SAMEN SITZUNG VOM 3. DEZEMBER 1970 DES RATES DER EUROPÄISCHEN

FREIHANDELSASSOZIATION UND DES GEMEINSAMEN RATES

(Übersetzung)

13. Hinsichtlich des neuen Artikels 20 einigte
sich der Rat auf folgendes:

a) eine Schwierigkeit muß, um als ernst an-
gesehen zu werden, zu einer raschen
Verschlechterung der Lage führen oder zu
führen drohen.

b) Die Anrufung des neuen Artikels 20 setzt
voraus, daß Abhilfemaßnahmen, die mit
dem Übereinkommen im Einklang stehen,
die Schwierigkeiten nicht beheben können.

c) Maßnahmen, die vom Übereinkommen ab-
weichen, können nicht für sich allein ge-
troffen werden, sondern müssen einen Teil
eines Sanierungsprogramms darstellen.

d) Eine ernste Schwierigkeit, die auf den
Färöer Inseln, in Island oder in Portugal
durch die fortschreitende Anwendung der
Bestimmungen des Übereinkommens ent-
steht, wird als Schwierigkeit im Sinne des
Absatzes 1 des neuen Artikels 20 angesehen.

14. Der Gemeinsame Rat schloß sich dem Vor-
gehen des Rates an.

Vorstehendem Protokollauszug liegt das Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960 in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 37/
1971) und das Übereinkommen zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Freihandelsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961 in der
Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 38/1971) zugrunde.

Kreisky

4 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 18. Jänner 1971 über die Abänderung des
Artikels 25 Absatz (a) erster Unterabsatz der Satzung des Europarates

Artikel 25 Absatz (a) erster Unterabsatz der Satzung des Europarates, BGBl. Nr. 121/1956,
in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 253/1965 hat zu lauten wie folgt:

(Übersetzung)

(a) Die Beratende Versamm-
lung besteht aus Vertretern
aller Mitglieder, die von deren
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Parlamenten aus ihrer Mitte ge-
wählt oder aus den Mitgliedern
dieser Parlamente nach einem
von diesen bestimmten Verfah-
ren bezeichnet werden, jedoch
unter dem Vorbehalt, daß die
Regierung eines jeden Mitglieds
ergänzende Ernennungen vor-
nehmen kann, wenn das Parla-
ment nicht tagt und das in
diesem Falle zu befolgende Ver-
fahren nicht bestimmt hat.
Jeder Vertreter muß Staatsan-
gehöriger des von ihm vertre-
tenen Mitgliedes sein. Er darf
nicht gleichzeitig dem Minister-
komitee angehören.

Gemäß Artikel 41 Absatz d der Satzung ist der abgeänderte Wortlaut des Artikels 25 Ab-
satz (a) erster Unterabsatz der Satzung am 14. Oktober 1970 in Kraft getreten.

Kreisky

4 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Jänner 1971 betreffend die Ratifikation
des Europäischen Übereinkommens vom
29. April 1957 zur friedlichen Beilegung von

Streitigkeiten durch Malta und Belgien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates haben Malta am 28. Feber 1967 und
Belgien am 20. April 1970 ihre Ratifikations-
urkunden zum Europäischen Übereinkommen
zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten
(BGBl. Nr. 42/1960, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 34/1966)
hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifika-
tionsurkunden haben Malta und Belgien folgende
Erklärungen abgegeben:

M a l t a

Die Regierung Maltas gibt gemäß den Bestim-
mungen der Artikel 34 und 35 des Übereinkom-
mens die folgende Erklärung ab:

a) Bezüglich Kapitel I anerkennt sie ohne wei-
teres und ohne besonderes Abkommen,
unter der Voraussetzung der Gegenseitig-
keit, die Gerichtsbarkeit des Internatio-
nalen Gerichtshofes gemäß Absatz 2 des
Artikels 36 der Statuten des Gerichtshofes
bis zum Zeitpunkt einer eventuellen Kün-
digung der Anerkennung, für alle Streitig-
keiten mit Ausnahme der nachfolgend an-
geführten :
(i) Streitigkeiten, in bezug auf welche die

Vertragspartner vereinbart haben bzw.
vereinbaren werden, eine andere Art
der friedlichen Beilegung zu wählen;

(ii) Streitigkeiten mit der Regierung eines
anderen Landes, das Mitglied des Bri-
tish Commonwealth of Nations ist;
alle diese Streitigkeiten werden in
einer von den Beteiligten vereinbarten
oder zu vereinbarenden Art und Weise
beigelegt;

(iii) Streitigkeiten in bezug auf Fragen, die
nach dem Völkerrecht in die alleinige
Gerichtsbarkeit Maltas fallen;

(iv) Streitigkeiten betreffend Fragen in Zu-
sammenhang mit oder als Ergebnis
einer kriegerischen oder militärischen
Besetzung oder der Ausübung von
Funktionen entsprechend einer Emp-
fehlung oder Entscheidung eines Or-
gans der Vereinten Nationen, in deren
Sinne die Regierung Maltas Verpflich-
tungen übernommen hat;

(v) Streitigkeiten, die sich aus einem multi-
lateralen Vertrag ergeben, außer wenn
(1) alle von der Entscheidung betroffe-
nen Vertragspartner auch bei der Aus-
tragung des Falles vor Gericht als Par-
teien auftreten, oder (2) wenn die Re-
gierung Maltas sich mit dieser Gerichts-
barkeit ausdrücklich einverstanden er-
klärt;

(vi) Streitigkeiten bezüglich einer Angele-
genheit in Zusammenhang mit einem
Vertrag, einer Konvention oder einem
sonstigen internationalen Abkommen
oder Vertragswerk, an dem Malta be-
teiligt ist, die von der Bindung an ge-
richtliche oder schiedsgerichtliche Ent-
scheidungen ausgenommen sind;
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(vii) Streitigkeiten, bezüglich deren schieds-
gerichtliche oder gerichtliche Verfahren
durchgeführt werden oder durchge-
führt worden sind, mit einem Staat,
der bei Beginn des Prozesses die Ge-
richtsbarkeit des Internationalen Ge-
richtshofes für sich selbst nicht als obli-
gatorisch anerkannt hatte; ferner

(viii) Streitigkeiten, in bezug auf welche eine
andere streitende Partei die Gerichts-
barkeit des Internationalen Gerichts-
hofes nur in bezug auf diese Streitig-
keit oder für deren Zwecke als obliga-
torisch anerkannt hat bzw. wenn die
Anerkennung der obligatorischen Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofes im Na-
men einer anderen streitenden Partei
weniger als zwölf Monate vor der Ein-
reichung des Antrages, durch den die
Streitigkeit vor den Gerichtshof ge-
bracht wurde, hinterlegt oder ratifi-
ziert worden ist.

Ferner behält sich die Regierung
Maltas das Recht vor, jederzeit mittels
einer an den Generalsekretär des
Europarates gerichteten Kündigung,
und zwar mit Wirkung vom Zeit-
punkt einer solchen Kündigung, jeden
der vorstehend genannten Vorbehalte
oder einen nachträglich angemeldeten
Vorbehalt zu ergänzen, abzuändern
oder zurückzuziehen.

(b) Sie betrachtet die Bestimmungen des Kapi-
tels III des Übereinkommens als für sie
nicht bindend.

B e l g i e n
Die Anwendung des Kapitels III (Schiedsver-

fahren) wird ausgeschlossen.
Kreisky

4 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Jänner 1971 betreffend die Ratifikation
des Abkommens vom 13. Dezember 1955
über den Austausch von Kriegsbeschädigten
zwischen den Mitgliedsländern des Europa-
rates zum Zwecke der ärztlichen Behand-

lung durch Zypern
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Europarates hat Zypern am 8. Dezember 1970
seine Ratifikationsurkunde zum Abkommen
über den Austausch von Kriegsbeschädigten zwi-
schen den Mitgliedsländern des Europarates zum
Zwecke der ärztlichen Behandlung (BGBl. Nr. 62/
1958, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 366/1967) hinterlegt.

Das Abkommen ist gemäß seinem Art. 8
Abs. 2 für Zypern am 1. Jänner 1971 in Kraft
getreten.

Kreisky

4 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Jänner 1971 betreffend den Geltungs-
bereich des Internationalen Kaffee-Überein-

kommens 1968

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen gehören dem Internationalen
Kaffee-Übereinkommen 1968, BGBl. Nr. 342/
1969, derzeit folgende Staaten als Mitglieder an:

Äthiopien, Australien (einschließlich Papua
und Treuhandgebiet Neu-Guinea), Belgien, Boli-
vien, Brasilien, Burundi, Costa Rica, Cypern,
Dahomey *), Dänemark, Bundesrepublik
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecua-
dor, Elfenbeinküste *), El Salvador, Finnland,
Frankreich, Gabon *), Ghana, Guatemala, Gui-
nea, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Israel,
Jamaika, Japan, Kamerun *), Kanada, Kenia,
Kolumbien, Kongo (Brazzaville) *), Kongo (Kin-
shasa), Liberia, Luxemburg, Madagaskar *),
Mexiko, Neuseeland (einschließlich Cook-Inseln,
Insel Niue und Tokelau-Inseln), Nicaragua, Nie-
derlande (nur Königreich in Europa), Nigeria,
Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru,
Portugal, Rwanda, Schweden, Schweiz, Sierra
Leone, Spanien (einschließlich der Gebiete, für
deren auswärtige Beziehungen die Spanische Re-
gierung verantwortlich ist), Tansania, Togo *),
Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Uganda,
Venezuela, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland (einschließlich Hong-
kong), Vereinigte Staaten von Amerika, Zen-
tralafrikanische Republik *).

Italien gehört dem Übereinkommen als vor-
läufiges Mitglied an.

*) Gemäß Art. 5 Abs. 1 des Übereinkommens
als Mitglieder der Gruppe der Afrikanischen und
Madegassischen Organisation (OAMCAF)

Kreisky

4 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Jänner 1971 betreffend den Beitritt
Swasilands zum Übereinkommen vom 5. Ok-
tober 1961 über das auf die Form letztwilli-

ger Verfügungen anzuwendende Recht

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien hat Swasiland am
23. November 1970 seine Beitrittsurkunde zum
Übereinkommen über das auf die Form letzt-
williger Verfügungen anzuwendende Recht
(BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 337/
1970) mit dem in Art. 9 vorgesehenen Vor-
behalt hinterlegt.

Kreisky


